
Eine linke Stimme in der Aargauer Presse
Vor 100 Jahren wurde der freie Aargauer gegründet

Bei seiner Gründung 1906 wurde der „Freie Aargauer“ in diesem Haus am Graben in 
Aarau gedruckt. 

Sonderausgabe zum 100. Jahrestag der Erstedition 1. Mai 2006

ehemaliges offizielles Organ der Arbeiterpartei des Kantons Aargau

caféNational
SAMSTAG, 17. JUNI 2006

09.30 BIS 11.30 UHR
IM PARK HINTER DEM 
GROSSRATSGEBÄUDE

(BEI SCHLECHTWETTER IM GROSSRATSSAAL)

AARAU
MENU

SOMMERSESSION À LA MINUTE !

GEMEINSAM SERVIERT VON

NATIONALRAT URS HOFMANN
+ 

NATIONALRATSPRÄSIDENT
CLAUDE JANIAK

DESSERT:
DES QUESTIONS SURPRISES.

Alle sind herzlich willkommen. Im Anschluss an das Café National 
offeriert die SP Aarau einen Apéro.

Die Gewinne explodieren, die Ma-
nager und Aktionäre sahnen ab. Zum 
Beispiel Marcel Ospel: Der Verwal-
tungsrats-Präsident der UBS hat im 
vergangenen Jahr einen Lohn von 
24 Millionen Franken erhalten - 12,7 
Prozent mehr als 2004. Ospel verdient 
also 100‘000 Franken pro Arbeitstag.

Die neue Managerkaste schanzt 
sich immer unverschämtere Gehälter 
zu. Und mit unmoralischen Gesetzes-
revisionen wollen sie immer weniger 
Steuern bezahlen.

Der grossen Mehrheit der Beschäf-
tigten jammern die gleichen Leute seit 
Jahr und Tag vor, der Schweiz gehe 
es immer schlechter, man müsse den 
Gürtel enger schnallen und für die 
längst überfällige Lohnerhöhung und 
für gerechte Frauenlöhne reiche es lei-
der nicht mehr.

Tatsache aber ist: Nur die Spitzen-
löhne und Börsengewinne steigen. Die 
Frauen dagegen werden um ihren Lohn 
geprellt. Seit 25 Jahren garantiert die 
Verfassung den Frauen gleichen Lohn 
für gleichwertige Arbeit. Aber immer 
noch hinken die Frauenlöhne um über 

Vor 100 Jahren - am 1. Mai 1906 
wurde die sozialdemokratische Zei-
tung „Freier Aargauer“ aus der Tau-
fe gehoben. Zum Jubilieren gibt es 
allerdings nichts. Am 30. April 1987 
wurde die letzte Ausgabe gedruckt. 

„Es hat nie rentiert und wird wohl 
nie rentieren. Trotzdem überlebt das 
SP-Zeitungs-Tandem „Freier Aar-
gauer“ und das Zürcher „Volksrecht“ 
durch finanzielle Solidarität seiner 
Leser. Der jüngste Spendenaufruf und 
das hochgesteckte Ziel von 150 000 
Franken sind praktisch erreicht und die 
Existenz ein weiteres Jahr gesichert“. 

Die Freude war von kurzer Dauer 
und erwies sich als reiner Zeckopti-
mismus. Wenige Monate nach der Er-
folgsmeldung in mehreren Schweizer 
Zeitungen sah sich die Presseunion als 
Herausgeberin des „Freien Aargauers“ 
(FA) gezwungen,  „das Erscheinen 
der Zeitung in ihrer bisherigen Form 
auf Ende April 1987 einzustellen“. In 
einer denkwürdigen ausserordentli-
chen Generalversammlung der Genos-
senschaft am 2. Juli 1986 im „Roten 
Haus“ in Brugg war dem „Freien Aar-
gauer“ nach jahrelangem Überlebens-
kampf der endgültige Todesstoss ver-
setzt worden. Vier Teilzeitredaktoren, 
drei Mitarbeitende in der Administra-
tion und neun in der Technik, verloren 
ihre Stelle.

Mit der letzten Ausgabe endete eine 
81-jährige Zeitungsgeschichte, die 
nach einem Buchdruckerstreik 1906 in 
Aarau begonnen hatte.  Drei Mitglie-
der der Gewerkschaft Typographia, 
die besonders aktiv in der Vertretung 
der Arbeiterinteressen gewesen waren 
und von den Unternehmern deshalb 
nicht mehr eingestellt wurden, errich-
teten am Graben in Aarau eine eigene 
kleine Buchdruckerei mit dem Ziel, 
im Aargau eine sozialdemokratische 
Zeitung herauszugeben. Unter dem 
Namen „Der Freie Aargauer“ erschien 
am 1. Mai ein kleinformatiges Blatt 
mit vier Seiten. 

Das finanzielle Fundament gelegt 
hatte ein Vertrag mit der Aargaui-
schen Arbeiterpartei, die in der ersten 
Ausgabe kräftig die Werbetrommel 
für das neue Zeitungsprodukt rührte: 
„Dem Grossteil unseres Volkes“, so 
der Kantonalvorstand in einem Aufruf 
an die werten Genossen, „fehlt trotz 
der riesigen Entfaltung aller Produk-
tivkräfte und der gewaltigen Zunahme 
der gesellschaftlichen Machtmittel die 
soziale Freiheit; in Wort und Tat un-
terstützt daher Euren Vorkämpfer ‚Der 
Freie Aargauer‘, und schafft dem po-
litischen Tatendrang der kantonalen 
Arbeiterschaft freie Bahn“.

Unmissverständlich war auch die 
Kampfansage der Redaktion: „Der 
einstige stolze Freisinn der aargaui-
schen Radikalen treibt dem morali-
schen Bankrott entgegen, er ist faul bis 
ins Mark und unfähig, an der Lösung 
der grossen brennenden Tagesfragen 
mitzuarbeiten. Unser einst vorbildli-

cher Kanton ist zu einer Hochburg der 
Reaktion geworden“.

„Das waren“, stellte Arthur Schmid 
sen. 50 Jahre später fest, „kühne Wor-
te in einer Zeit, wo der Freisinn noch 
allmächtig war und die absolute Mehr-
heit im aargauischen Grossen Rat be-
sass. Aber die Genossen, welche der 
Arbeiterpartei von damals angehörten, 
waren entschlossen, unermüdlich für 
die Ideen des Sozialismus zu werben 
und glaubten daran, dass der Freisinn 
an Einfluss und an Macht verlieren 
werde“. Die „kühnen Worte“ wider-
spiegelten aber auch die ganze Em-
pörung, die einen Teil der Arbeiter 
erfasst hatte, „ob der wirtschaftlichen 
Untertänigkeit, die man von ihr for-
derte und der brutalen Art, wie man 
gegen Streikende vorging“.

Zunächst erschien „Der Freie Aar-
gauer“ zwei Mal pro Woche. 1912 
wurde daraus eine Tageszeitung, be-
treut von Alleinredaktoren. Erst 1920 
wurde mit Dr. Arthur Schmid, dem Va-
ter des nachmaligen Regierungs- und 
Nationalrates, erstmals ein Chefredak-
tor ernannt. Mit spitzer Feder prägte 
Schmid während Jahrzehnten nicht 
nur den Inhalt der Zeitung, sondern 
auch die Sozialdemokratische Partei 
jener Jahre. 1958 trat Werner Thürig 
die Nachfolge als Chefredaktor an. 
1970 übernahm der spätere National-
rat- und Regierungsrat Silvio Bircher 
die Leitung der Redaktion. Letzter 
Chefredaktor war Peter Stöckling, 
bevor zu Beginn der 80-Jahre die Zei-
tung im Kollektiv geführt wurde.

Die 80-jährige Geschichte des „Frei-
en Aargauer“ war immer geprägt durch 
kämpferischen Journalismus, lange 
Zeit mit dem Parteibuch der Sozialde-
mokraten in der Hand. Als Kampfblatt 

nahm er Partei für die Schwächeren, 
erst mit roter Tinte, später kamen grü-
ne Töne, lila-feministische und andere 

Löhne rauf - und Lohngleichheit jetzt !
20 Prozent hinter den Männerlöhnen 
her.

Die realen Einkommen der Nor-
malhaushalte haben in den letzten 
Jahren kaum zugenommen. Unge-
nügende Lohnsteigerungen haben 
vielfach die steigenden Ausgaben für 
die Kranken- und die Pensionskassen 
und die Mieten nicht kompensieren 
können. Gleichzeitig aber haben die 
Arbeitnehmenden mehr geleistet: Die 
Produktivität ist wie schon lange nicht 
mehr gestiegen.

Gute Löhne für alle sind jedoch 
im Interesse aller. Anständige Löhne 
bringen Sicherheit in die Familien, 
stärken die Kaufkraft, vermindern die 
Zukunftsangst und damit den Spard-
rang, beleben so die Binnenwirtschaft 
und führen zu mehr Wachstum. So 
funktioniert eine gerechte Wirtschaft 
und nicht umgekehrt!

Der Schweizerische Gewerk-
schaftsbund stellt den 1. Mai 2006 
sowie das ganze Jahr unter das Mot-
to „Löhne rauf – und Lohngleichheit 
jetzt!“ Die Reallöhne müssen endlich 
wieder markant steigen. In zu vielen 
Branchen dümpeln sie seit zu vielen 
Jahren vor sich her. Und die Frauen-
löhne müssen nun endlich zielstrebig 
an die Männerlöhne heran geführt 
werden! 

Und sie können es! Denn endlich 
ist der Aufschwung da; die Wachstum-
sprognosen für 2006 werden laufend 
nach oben korrigiert – und das bei ei-
ner tiefen Teuerung.

Die Gewerkschaften führen eine 
gemeinsame Lohnkampagne. Sie wer-
den  höhere Löhne und mehr Lohn-
gleichheit kollektiv in den Branchen 
durchsetzen. Die Mobilisierung der 
Beschäftigten und öffentlicher Druck 
zahlen sich aus.

Das soziale Klima in unserem Land 
ist kälter geworden. Viele Jugendliche 
finden nach der Schule keine Lehr-
stelle oder nach der Lehre keine feste 
Stelle. Immer mehr Arbeitgeber treten 
die Rechte der Arbeitnehmenden mit 
Füssen und beschneiden ihren Anteil 
am wirtschaftlichen Wachstum. Seit 
die bürgerlichen Parteien meinen, ihre 
Politik an derjenigen der SVP messen 
zu müssen, ist die Hatz auf Asylbe-
werber und Ausländer nicht mehr nur 
das Programm von Rechtsaussenpar-
teien. Im bürgerlichen Lager hat ein 
Wettbewerb darüber eingesetzt, wer 
besser ist im Beschneiden von Min-
derheitsrechten, beim Abbau von so-
zialen Errungenschaften, ein Rennen 
darum, wer die Nase vorn hat bei der 
Privatisierung des öffentlichen Diens-
tes. Schlimm ist, dass sich diese 1. Au-
gust-Demokraten sogar um Volksent-
scheide foutieren wollen. Da müssen 

wir diesen selbst ernannten Herren der 
Schöpfung einen dicken Strich durch 
die Rechnung machen.

Der 1. Mai ist auch der Tag der Soli-
darität. Er ist der einzige Feiertag, der 
auf der ganzen Welt begangen wird 
und eine einmalige Gelegenheit, sich 
in Erinnerung zu rufen, dass sozialer 
Fortschritt, höhere Löhne, Menschen-
rechte nie geschenkt wurden, sondern 
immer erkämpft werden mussten.

Maifeiern 2006
(Ort, Zeit, Hauptredner/in)
Details auf: www.agb.ch

Aarau
16.00 Uhr, Kirchplatz 
Jo Lang, Nationalrat
Baden
14.00 Uhr, Bahnhofplatz
Urs Hofmann, Nationalrat
Brugg
18.00 Uhr, Dampfschiff
Claudio Marti, SP Aargau
Rheinfelden
14.00 Uhr, Im Rumpel
Roland Agustoni, Grossrat
Lenzburg
10.00 Uhr, Metzgplatz
Margret Kiener Nellen, NR
Reinach
Sa, 29.4., 18.00 Uhr, Volkshaus
Urs Hofmann, Nationalrat
Zofingen
15.00 Uhr, Markthalle
Anne-Käthi Kremer Einwohnerrätin
Philippe Dietschi, Einwohnerrat
Muri
17.30 Uhr, Kloster Muri
Jo Lang, Nationalrat
Olten
14.00 Uhr, Schützi
Doris Bianchi, Sekretärin SGB

Von Josef Beck 
ehemaliger Redaktor FA

1. Mai Aufruf 
Schweizerischer Gewerkschaftsbund 

Fortsetzung auf Seite 3
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Die Schweiz nur noch den Reichen ?
Die Werktätigen haben die Zukunft der Schweiz in der Hand

Augustin Keller - ein freisinniger Sozialist

Bank Coop AG, Hintere Vorstadt 8, 5001 Aarau

Mit gutem Gewissen
gut anlegen.

Tel: 062 836 40 80, 

www.bankcoop.ch 

Noch nie hat eine Gesellschaft von 
den Reichen gelebt, es war immer 
umgekehrt, die Reichen lebten von 
der Gesellschaft. Oder besser: Von 
der arbeitenden Bevölkerung. 

Die arbeitende Bevölkerung ist 
es, die Güter und Dienste produziert. 
Arbeit erzeugt Mehrwert, Rendite, 

Reichtum. Das Problem ist bloss, dass 
es die Reichen, die Besitzenden ganz 
anders sehen. In ihren Augen sind sie 
es, die mit ihrem Geld investieren, Ar-
beitsplätze schaffen, Risiken eingehen 
und darum auch Anspruch haben auf 
eine möglichst hohe Verzinsung ihres 
Kapitals. Und weil Macht aus Besitz 
entsteht und nicht aus Arbeit, können 
sie sich durchsetzen. Sogar in einer di-
rekten Demokratie.

Wie sonst wäre zu erklären, dass 86 
Prozent der Obwaldner Stimmberech-
tigten einem Steuergesetz zustimm-
ten, das die Reichen entlastet? Wieso 
haben das die Schaffhauserinnen und 
Schaffhauser auch getan und werden 
es demnächst die Appenzellerinnen 
und Appenzeller tun? Weil sie den Si-
renentönen erliegen: „Wenn Ihr uns 
entgegen kommt, ziehen wir zu Euch 
und zahlen unsere Steuern bei Euch“. 
Dass die dergestalt angelockten rei-
chen Zuzüger anderswo wegziehen, 
dort also Löcher in die Staatskasse 
reissen, kümmert dann nur noch die, 
die den Verlust zu tragen haben.

Das gleiche Phänomen haben wir 
in der Schweiz immer wieder im Zu-
sammenhang mit Abstimmungen 
über Wohneigentum und Miete erle-
ben können. Obwohl drei Viertel der 
Bevölkerung nicht im eigenen Haus 
wohnen, stimmen viele wie wenn sie 
es täten, so dass die hausbesitzende 
Minderheit regelmässig gewinnt. Und 
warum stimmen sie gegen ihre eige-
nen unmittelbaren Interessen? Weil die 
Sehnsucht mehr zählt als die Realität. 
Weil sie glauben oder hoffen, dass sie 
es doch noch einmal zu Wohneigen-

tum bringen werden und das sozusa-
gen präventiv vorwegnehmen. 

Natürlich haben die Werktätigen in 
der Schweiz eine Zukunft, die Frage 
ist bloss, welche? Die Antwort auf die-
se Frage hängt nicht zuletzt von den 
Werktätigen selbst ab. Sie müssten als 
Mieterinnen und Mieter nicht für die 
Hausbesitzenden stimmen. Sie haben 
es in der Hand, ihre eigenen Interes-
sen durchzusetzen. Sie müssten nicht 
Steuergesetze annehmen, die ihnen 
vielleicht ein Brösmeli, den Reichen 
aber einen ganzen Kuchen bescheren. 
Sie hätten es in der Hand, für gerechte-
re Verhältnisse zu sorgen. Sie müssten 
nicht Leute in Regierungen und Par-
lamente wählen, die den Besitzenden 
nahe stehen; sie könnten Leute wäh-
len, die ihnen nahe stehen.

Kurz und bündig: Welche Zukunft 
Werktätige in der Schweiz haben, 
hängt entscheidend von ihnen selbst 
ab. So schwierig es ist, als abhängige 
Angestellte in einem Betrieb gegen 
die Chefs anzutreten, so leicht ist es, 
dies im Schutz des Wahl- und Stimm-
geheimnisses zu tun. In der politischen 
Demokratie steckt ein grosses Poten-
zial. Wir könnten zum Beispiel eine 
Steuerharmonisierung beschliessen 
und so dem gegenseitigen Abwerben 
von Reichen ein Ende setzen. Wir 

Die allererste Ausgabe des Freien Aar-
gauers haute gegen den Freisinn nicht 
nur auf den Putz. Sie reklamierte auch 
dessen Erbe für sich. Insbesondere das 
des Kulturkämpfers Augustin Keller, der 
tatsächlich dem Sozialismus nahe stand.

 „Der Kanton Aargau war es einst, 
von dem aus grosse, herrliche Frei-
heitsideen ihren Siegeszug durch 

die übrige Schweiz nahmen. Es wa-
ren Gedanken des Fortschrittes, die 
durch einsichtige, tatkräftige Männer 
und Volksfreunde mit raschem Ent-
schluss in die Tat umgesetzt worden 
waren.“ Die Pioniere der Aargauer 
Sozialdemokratie zollten den radi-
kalen Pionieren des Freisinns in der 
ersten Nummer des „Freien Aargau-
ers“ grossen Respekt: „Die markigen 
Gestalten vom Schlage eines Heinrich 
Zschokke, eines Augustin Keller, sie 
sind dahingegangen und ihre Nach-
folger sind kraftlose Schattenbilder 
von Politikern, denen die Initiative 
zu fortschrittlichem Handeln fehlt.“ 
Der „einst vorbildliche Kanton“ sei 
zu einer „Hochburg der Reaktion“ ge-
worden, weil er „einzig und allein auf 
die Geldinteressen der Besitzenden“ 
Rücksicht nehme.

Exakt gegen diese „Geldinteressen“ 
hatte Augustin Keller 1852 eine neue, 
dem sozialen Fortschritt verpfl ichte-
te Kantonsverfassung durchgesetzt. 
Nachdem die ersten drei Revisionen 
in den beiden Vorjahren haushoch ver-
worfen worden waren, übernahm der 
Klosteraufheber aus dem Freiamt die 
Initiative. In die vierte Version baute 

könnten eine nationale Steuer auf Erb-
schaften über 500‘000 Franken einfüh-
ren und so die Hälfte der wachsenden 
Pfl egekosten bezahlen. Wir könnten 
einkommensabhängige Krankenkas-
senprämien beschliessen und so den 
Personen mit kleinem bis mittlerem 
Einkommen eine massive fi nanzielle 
Entlastung verschaffen. Die Werktäti-
gen könnten selbst dafür sorgen, dass 
die Werktätigen eine Zukunft haben in 
der Schweiz. Es ist an der Zeit, dass 
sie es tun.

er eine direkte Vermögens-, Einkom-
mens- und Erbschaftssteuer ein. Da-
für senkte er die indirekten Abgaben. 
Zusätzlich wies er zum Schutze der 
Kleinen die Festsetzung des Salzprei-
ses dem Staate zu. Im Abstimmungs-
kampf spaltete sich der Freisinn in 
zwei Flügel. Die rechte besitzbürger-
lich beherrschte Bourgeois-Fraktion 
bekämpfte das neue Steuersystem als 
„kommunistisch“. Die siegreiche lin-
ke, bildungsbürgerlich geprägte Ci-
toyens-Strömung wies auf die wach-
senden Staatsaufgaben, insbesondere 
im Bildungswesen, hin. 

Der Wettinger Seminardirektor Kel-
ler, dessen 200. Geburtstag kürzlich 
begangen wurde, stellte sein Engage-
ment für mehr Steuergerechtigkeit in 
einen globalen Zusammenhang. Vor 
dem Verfassungsrat erklärte er, bereits 
in der Französischen Revolution sei 
der „politischen Befreiung unaufhalt-
sam der Kampf für die soziale Gleich-
heit“ gefolgt. In der Schweiz habe die 
Revolution 1848 „den Bau der Frei-
heit unter Dach gebracht“ und jetzt 
lege sie „die Riesenhand an eine neue 
Organisation der sozialen Verhältnis-
se.“ Im Abstimmungskampf stellte 
Keller die betuchten Revisionsgegner 
als „“Geldjunker“, „Nütnutz“ und 
„Scheslirütscher“ hin, die nur „Sche-
sen“ (Kutschen) fahren können und 
dabei noch meinen, „Alles im Kanton 
sei nur eurtwegen da“.

Augustin Keller, der sich bereits in 
den 1840er Jahren zu einem „veredel-
ten Sozialismus“ bekannte, gehörte 
später als Regierungsrat wie auch als 
Bundesparlamentarier zu den profi -
liertesten Verfechtern einer modernen 
Sozial- und Fabrikgesetzgebung. 1872 
liess er gleich nach dem Scheitern der 
Totalrevision der Bundesverfassung

dem linksdemokratischen Grütliver-
ein einen Programmentwurf für einen 
zweiten, radikaleren und sozialeren 
Anlauf zukommen. Eine der wich-
tigsten Errungenschaften der 1874 
deutlich angenommenen neuen Bun-
desverfassung war das Fabrikgesetz. 
Der Grütliverein wurde kurz darauf zu 
einem Mitbegründer der Sozialdemo-
kratischen Partei der Schweiz. Wenn 
die Aargauer Sozialisten vor hundert 
Jahren das Erbe von Augustin Keller 
beanspruchten, war das keine Erb-
schleicherei. Auch heute sind die frei-
sinnigen Gründer des Aargaus und des 
Bundesstaates in der Linken besser 
aufgehoben als in einem noch reaktio-
närer gewordenen Bürgerblock.

* Josef Lang, Historiker, verfasste 
für den Sammelband „Augustin Keller 
(1805-1883) und seine Zeit“ den Arti-
kel „Der Bundesrevolutionär“.

Sozialversicherung
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A A R G A U

Kyburgerstrasse 15
5001 Aarau

Das Kompetenzzentrum für
Sozialversicherungsfragen
im Kanton Aargau

• Ausgleichskasse

• IV-Stelle

• Familienausgleichskasse

• Erwerbsersatzordnung

• Ergänzungsleistungen

• Prämienverbilligung

• Mutterschaftsentschädigung

Das gepfl egte Strandbad für jung und alt ! 
Beachten Sie auch unsere Menueangebote ! Für beson-
dere Anlässe, wie Familien- oder Vereinsausfl üge, un-
terbreiten wir Ihnen gerne ein spezielles Angebot. 

Grosse Liegewiese (Sonne und Schatten), mehrere 
Grillmöglichkeiten, Spielplatz mit Kinderbassin und 
Spielgeräten, Volleyballfeld, Bootsvermietung, Cam-
ping, neue Mehrbettzimmer (4x8 Betten, 1x2 Betten) 
und Küche, Gartenterrasse. Offener Eingangsbereich 
für Passanten !

Stiftung Arbeiterstrandbad Tennwil
056  667 14 34  -  www.tennwil.ch  -  strandbad@tennwil.ch

Auf der Sonnenseite
des Hallwilersees !

F
a

rb
e

n
d

e
fi

n
it

io
n

 r
o

t/
ro

u
g

e
: 

P
a

n
to

n
e

 3
2

C
 (

C
M

Y
K

: 
C

=
0

, 
M

=
9

1
, 

Y
=

8
7

, 
K

=
0

)

fü
r 

Z
e

it
u

n
g

e
n

 /
 J

o
u

rn
a

u
x

 =
 w

a
rm

 R
E

D

Sozialdemokratische
Partei des Kantons Aargau
Bachstrasse 43
Postfach
5001 Aarau 
www.sp-aargau.ch
sekretariat@sp-aargau.ch

Von Hans-Jürg Fehr
Präsident SP Schweiz 
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                Bist du schon Mitglied der 
            Gewerkschaft Kommunikation? 

Erfolg für die Gewerkschaften: 
Die Volksinitiative „für ein flexib-
les AHV-Alter“ des Schweizeri-
schen Gewerkschaftsbundes (SGB) 
ist zustande gekommen. Von den 
108 105 eingereichten Unterschrif-
ten waren 106 507 gültig.

   Die Initiative will allen, die 
ihre Erwerbstätigkeit aufgeben, 
den Bezug der Altersrente ab 62 
ermöglichen. Das Gesetz soll den 
Anspruch bei teilweiser Erwerbs-
aufgabe regeln und für geringe Er-
werbseinkommen einen Freibetrag 
festlegen.

   Beträgt das Erwerbseinkom-
men weniger als das Anderthalbfa-
che des maximalen rentenbildenen 
AHV-Einkommens - derzeit we-
niger als 116 100 Franken - wird 
die vorzeitig bezogene Rente nicht 

Die Gründe für den Ausverkauf der 
Staatsbetriebe sind unterschiedlich: 
Den einen ist es ein Dorn im Auge, 

dass Staatsbetriebe rentieren und so 
die Gewinne der Allgemeinheit und 
nicht einigen wenigen Aktionären zu-
gute kommen. Andere wollen rasch 
Kasse machen, um die Steuern für 
Wohlhabende senken zu können. Und 
schliesslich wird ganz einfach ideo-
logisch argumentiert: Die reine ord-
nungspolitische Lehre verlange Priva-
tisierungen. Der private Wettbewerb 
spiele ja bestens. Wolle der Staat den 
Service public dennoch gewährleisten, 
so könne er Leistungen auf dem freien 
Markt bestellen oder die Privatwirt-
schaft mittels Gesetzen verpflichten, 
für die Grundversorgung des ganzen 
Landes aufzukommen. 

Wem dient ein abhängiger, schwa-
cher Staat?

Selbstverständlich kann man zuerst 
die Swisscom, dann die Post und die 
SBB, man kann die kantonale Ge-
bäudeversicherung, die öffentlichen 
Spitäler, die Feuerwehr, einen Teil 
unserer Polizei oder die Gefängnisse 
privatisieren. Man kann die Wasser-
versorgung, das Stromnetz, das Gas-
netz und die Kantonalbank an Private 
verkaufen. Privatisierungsvorschläge 
gibt es unendlich viele!

Auch den Freisinnigen ist es un-
benommen, den Staat den sie in den 
letzten 150 Jahren geschaffen und 
mitgestaltet haben, portionenweise zu 

Für flexibles AHV-Alter ab 62 !
Volksinitiative der Gewerkschaften steht

PRIVAT, PRIVATER, AM PRIVATESTEN ?

verhöckern, zu schwächen und letzt-
lich jeglichen Inhalts zu entleeren. All 
jene, die so denken und handeln, de-
legieren damit die Verantwortung der 
staatlichen Gemeinschaft für die Be-
reitstellung zentraler Dienstleistungen, 
deren Ausdruck die Unternehmungen 
von Bund und Kantonen ja sind, und 
überlassen Staat und Bevölkerung ein 
für allemal der Abhängigkeit privater 
Anbieter. Wem aber dient ein abhängi-
ger, schwacher Staat?

Bankrotte als Zeichen einer dyna-
mischen Wirtschaft

Hinzu kommt: Bankrott zu gehen, 
ist nicht strafbar. Ja, man hört immer 
wieder: Konkurse seien letztlich Aus-
druck einer dynamischen Wirtschaft. 
Die Risikokultur ennet dem Atlantik 
sei unserer auch deshalb überlegen, 
weil man in den USA auch als Kon-
kursit noch ein Ehrenmann sei. 

In der Schweiz haben wir nebst 
vielen kleinen Konkursen auch einige 
grosse erlebt: So im 19. Jahrhundert 
den Zusammenbruch der privaten Ei-
senbahngesellschaften oder unlängst 
den Untergang der Swissair. Wer 
musste hier schliesslich zur Not ein-
springen?

Oft geht’s schneller, als man denkt
Doch auch wenn’s nicht gleich ganz 

aus ist: Auch eine Abhängigkeit von 
anonymen Konzernzentralen, die nie-
mandem in der Schweiz Rechenschaft 
schuldig sind, kann kein vernünftiger 
Mensch wollen: Entscheide zur Swiss-
com, gefällt in Atlanta oder Singapur, 
die neue Strategie der Post, definiert in 
Schanghai oder New York, die Stillle-
gung von Bahnstrecken, beschlossen 
in Frankfurt oder London. All dies 

ohne Rücksicht auf unsere Randregi-
onen und den Zusammenhalt unseres 
Landes. Wollen wir das? 

Wie schnell es geht, kennen wir aus 
nächster Nähe: Ehemals aargauische 
Regionalbanken, wie die Allgemei-
ne Aargauische Ersparniskasse, die 
Aargauische Hypotheken- und Han-
delsbank oder die Gewerbebank Ba-
den wurden zu 98,8 % von der Credit 
Suisse übernommen. Solange es der 
Konzernleitung der CS passt, merkt 
man bei der Neuen Aargauer Bank 
von dieser Fremdbeherrschung nicht 
allzu viel. Doch wenn’s einmal ernst 
gilt: Dann haben die ehemaligen Ak-
tionärinnen und Aktionäre im Aargau 
nichts mehr zu sagen. Dann liegt der 
Entscheid bei Herrn Grübel oder wie 
die Chefs, wo auch immer auf der 
Welt, dannzumal auch heissen mögen.

Soweit darf es bei der Swisscom, 
der Post, den SBB oder der Aargaui-
schen Kantonalbank nicht kommen. 
SP und Gewerkschaften werden sich 
mit aller Kraft dafür einsetzen!

Claudio Eckmann 
Maurergeschäft für Umbau – Sanierung – Renovation

5420 Ehrendingen
079 678 87 62

Der Verband des Personals der öffentlichen 
Dienste vpod grüsst den Freien Aargauer in Erin-
nerung an die guten und bewegten Jahre mit der 
Zeitung mit Herz und Verstand für die Arbeiter-
bewegung.vpod aargau/solothurn

Regionalsekretariat
Bachstrasse 43
Postfach 4209
5001 Aarau www.vpod-agso.ch    -    sekretariat@vpod-agso.ch   -  062 834 94 35

Von Urs Hofmann 
Nationalrat / Präsident Aargauischer 
Gewerkschaftsbund 

Der Bundesrat und mit ihm SVP und FDP wollen die Swisscom möglichst 
rasch – an wen und wohin auch immer – verkaufen. Economiesuisse liebäu-
gelt mit der Privatisierung der Post. Und eine Mehrheit des Grossen Rates will 
die Aargauische Kantonalbank möglichst rasch an die Börse bringen.  
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Farbtupfer dazu. Kontrapunkte setzen, 
andere Menschen zu Wort kommen 
lassen, das passte allerdings nicht 
allen. Die Parteinahme für die Anti-
AKW-Bewegung oder die Zürcher 
Unruhen belasteten nicht nur das Ver-
hältnis zu Partei und Gewerkschaften.  
Durch die Polarisierung nahm auch die 
Leserbindung spürbar ab. Den einen 
war der „Freie Aargauer“ zu links, den 
andern zu ideologisch oder zu grün. 
Zwar gelang es immer wieder, neue 
Gruppierungen anzusprechen.  Der 
Abonnenten-Schwund konnte damit 
aber nicht wettgemacht werden.

Der Kampf ums wirtschaftliche 
Überleben begann aber nicht erst in 
den 80-er Jahren, er war von Anfang 
an ständiger Begleiter. „Für die Ideen 
des demokratischen Sozialismus ein-
zustehen, der Gerechtigkeit, wirt-
schaftliche und soziale Geborgenheit 
und Freiheit will, bringt einer Zeitung 
in unserer heutigen Wirtschaftsord-
nung, wo immer noch die Mächtigen 
regieren, Nachteile“, stellte schon Sil-
vio Bircher Mitte der 70-er Jahre fest.

„Stolz darauf sein, ungeschminkt 
die Wahrheit verkünden zu können“,  
war das eine, brachte das sozialdemo-
kratische Parteiorgan ökonomisch aber 
nicht weiter. Für den grossen Wurf 
fehlte das Geld oder dann standen re-
gional- und parteipolitischen Interes-
sen im Weg. So auch 1970, als sich 
zehn sozialdemokratische Zeitungen 
- darunter auch der FA - im AZ-Ring 
zusammenschlossen. Am 5. Januar er-
schienen die neuen AZ“ mit einer Ge-
samtauflage von 68 000 Exemplaren. 

200 000 Leser sollten mit dieser 
Zeitung erreicht werden, eine gute 
Plattform für Inserenten, hoffte man. 
„Wir sind die fünftgrösste deutsch-
sprachige Tageszeitung“, frohlockte 
der Leitartikel vom 5. Januar. Die neue 
„AZ“ sei „ein Experiment“, stellte Re-
daktionsleiter Helmut Hubacher fest. 
Jede „AZ“ produzierte ihren eigenen 
Lokalteil, für den internationalen und 
nationalen Teil war die Zentralredakti-
on in Zürich unter 
der Leitung von 
Helmut Hubacher 
zuständig. Wei-
ter plante man, 
mit der „Wiener 
Arbeiterzeitung“ 
zusammenzuar-
beiten. Insgesamt 
hatte die Zeitung 
18 Seiten, die 
auch Sport, Ge-
sellschaft, Kultur 

und neu eine letzte Seite mit vermisch-
ten Meldungen umfassten. 

Doch die neue „AZ“ hielt nicht lan-
ge. Am 21. 12. 1972 brach der AZ-Ring 
auseinander. Die Abonnentenzahl konn-
te nicht erhöht werden und die Insera-
te blieben unter den Erwartungen. In 
den folgenden Jahren änderten sich die 
Konzepte der verschiedenen „AZ“ lau-
fend. Alle weiteren Versuche, ein ge-
samtschweizerisches Projekt mit „dem 
grössten gemeinsamen Nenner“ auf die 
Beine zu stellen, blieben Makulatur. 

Nur wenige Jahre nach der Ein-
stellung des  FA teilten in den 90-er 
Jahren auch andere SP-Blätter dassel-
be Schicksal: In Zürich musste 1992 
das nach der Liquidierung des FA 
weitergeführte „Volksrecht“ endgül-
tig eingestellt werden. Ihr Nachfol-
geprodukt, die „DAZ“ ging 1997 ein. 
Die „Winterhurer AZ“ lebte nur noch 
als Wochenzeitung weiter. Und auch 
die „Schaffhauser AZ“ war aus wirt-
schaftlichen Gründen gezwungen, auf 
den Wochenrhythmus zu wechseln. 

Die 1921 gegründete „Basler AZ“ 
musste 1992 das Handtuch werfen.  
Auch in Luzern gingen in den 90-er 
Jahren linke Zeitungsprojekte wie 
„Luzern heute“ oder die „WOZ Lu-
zern“ ein. 1993 kam das Ende für 
die seit 1919 bestehende „Solothur-
ner AZ“. Die 1904 gegründete „Ost-
schweizer Arbeiterzeitung“ erschien 
1996 zum letzten Mal. Und schliess-
lich ging 1997 die 105-jährige „Ber-
ner Tagwacht“ ein. Ihre Nachfolgerin, 
die Wochenzeitung „Die Hauptstadt“, 
überlebte nur ein halbes Jahr. 

Übrigens: Bereits einen Tag nach der 
letzten Ausgabe des „Freien Aargauers“ 
erschien am 1. Mai 1987 das von der 
SP Aargau initiierte Nachfolgeprodukt 
„AZ/Freier Aargauer“, herausgegeben  
von der Genossenschaftsdruckerei Ol-
ten als Trägerin der „Solothurner AZ“. 
Das Experiment, mit einer Vollzeitstelle 
in Aarau „den fortschrittlichen Kräften, 
der Arbeitnehmerschaft und den Min-
derheiten im Aargau“ doch noch eine 
Stimme zu bewahren, war indessen auch 
nur ein kurzes Leben beschieden.

Eine linke Stimme
von Seite 1

gekürzt. Nur die 15 Prozent Män-
ner und 2 Prozent Frauen mit den 
höchsten Einkommen müssten 
demnach eine Rentenkürzung in 
Kauf nehmen.

Der SGB rechnet damit, dass 
unter dem Regime der Initiative 
30 Prozent die AHV-Rente mit 62 
Jahren beziehen würden. Von den 
63-Jährigen dürften es 50 Prozent 
sein, von den 64-Jährigen 70 Pro-
zent.

Die jüngste AHV-Initiative des 
Gewerkschaftsbundes ist das sieb-
te Volksbegehren, das zum Thema 
Rentenalter eingereicht wurde. 
Drei davon wurden von den Ge-
werkschaften lanciert:

25. Juni 1995: Volksinitiative 
„zum Ausbau von AHV und IV“, 
die ein flexibles Rentenalter ab 62 

für Mann und Frau anstrebte, ver-
worfen mit 72,4 Prozent Nein und 
von allen Kantonen. Beim gleichen 
Urnengang wurde die 10. AHV-
Revision angenommen.

27. Sep. 1998: Volksinitiative 
„für die 10. AHV-Revision ohne 
Erhöhung des Rentenalters“ („Auf-
fang-Initiative“ des SGB), verwor-
fen mit 58,4 Prozent Nein und von 
15 6/2 Kantonen.

 Die jüngste SGB-Initiative „für 
ein flexibles AHV-Alter“ wurde im 
Juni 2005 lanciert. Zuvor, am 16. 
Mai 2004, war die 11. AHV-Revi-
sion, die für Frauen und Männer 
das AHV-Alter 65 gebracht hätte, 
an der Urne von 68,6 Prozent und 
allen Kantonen verworfen worden. 

Weitere Informationen erhält-
lich auf www.ahv-62.ch



Schauen die Schweizer Arbeiter in die Röhre ?
Interwiev mit Kurt Emmenegger, Regio-Sekretär Unia Aargau

Gewerkschaften sind wieder eine Kraft !
Kampfbereitschaft schafft ver-

trauen: Nach Jahren des Mitglieder-
schwundes sind die Gewerkschaften 
wieder eine Kraft und sie haben an 
Ansehen gewonnen.

Noch vor wenigen Jahren gab es 
viele, auch linke Stimmen, die sagten, 
die Gewerkschaften seien ein Auslauf-

modell. Als ich selber vor 25 Jahren 
begann, in der Gewerkschaft zu ar-
beiten, waren die Gewerkschaften in 
breiten Kreisen der Bevölkerung, vor 
allem bei den jüngeren Leuten, nicht 
mehr bekannt. Nur bei den Fachar-
beitern, die traditionell gut organisiert 
waren, in der Chemischen Industrie 
und im Baugewerbe wusste man, was 
eine Gewerkschaft ist und welcher Ge-
werkschaft man angehören sollte. Die 
Migrantinnen und Migranten, damals 
mehrheitlich noch ItalienerInnen und 
SpanierInnen, waren meist recht gut 
organisiert, hatten aber viel Kritik an 
der Gewerkschaft. Für sie waren die 
Schweizer Gewerkschaften zu wenig 
militant und es herrschte verbreitet die 
Meinung, Streiken sei in der Schweiz 
nicht erlaubt.

Diese Wahrnehmung hat sich in den 
letzten Jahren stark verändert. Dazu 

beigetragen hat sicher die Tatsache, 
dass die Schweiz keine Insel mehr ist: 
auch in der Schweiz gibt es Arbeitslo-
sigkeit, Lehrstellenmangel und Löhne, 
die nicht mehr zum Leben reichen! 
Besonders in den 90er Jahren mussten 
auch Schweizer Arbeiterinnen, Arbei-
ter und auch Angestellte erfahren, dass 
Entlassungen überall vorkommen, 
niemanden mehr verschonen, nicht 
einmal mehr die Angestellten der öf-
fentlichen Hand, der Banken und Ver-
sicherungen. Die Arbeitslosigkeit ist 
auch in der Schweiz eine Realität, von 
der besonders die Jugendlichen und die 
ältren Arbeitnehmer betroffen sind.

Besondere Empörung rufen in den 
letzten Jahren die explodierenden Ge-
winne der Unternehmungen hervor. 
Oft sind es gerade die Unternehmen, 
die restrukturieren und Leute entlas-
sen, welche gleichzeitig höhere Ge-
winne erzielen und ihren Managern 
fürstliche Saläre bezahlen. Das Aus-
einanderklaffen der Lohnschere wird 
zu Recht als grosse Ungerechtigkeit 
empfunden.

Seit über einem Jahr werden im 
Aargau die flankierenden Massnah-
men in Zusammenhang mit der Per-
sonenfreizügigkeit mit der EU voll-
zogen. Welche Erfahrungen wurden 
bisher gemacht? Wir fragten nach 
bei Kurt Emmenegger, Regio-Sek-
tretär der Gewerkschaft Unia Aar-
gau und Präsident der Paritätischen 
Berufskomission Bauhauptgewerbe. 
Zudem ist er Mitglied der Tripartiten 
Kommission.

Kurt Emmenegger, wie hat sich 
die Personenfreizügigkeit mit der 
EU bisher auf den Aargauer Arbeits-
markt ausgewirkt?

Im Aargau werden monatlich rund 
1300 Arbeitskräfte aus dem EU-Raum 
gezählt. Davon sind 1000 Entsand-
te, 200 bei Schweizer Arbeitgebern 
und 100 selbstständig Erwerbende. 
Das entspricht in etwa den früheren 
Saisonarbeitsverhältnissen und zeigt: 
Trotz Personenfreizügigkeit wird der 
Arbeitsmarkt nicht mit ausländischen 
Arbeitskräften überschwemmt.

Mit der Ausweitung der Perso-
nenfreizügigkeit wurden die Kantone 
verpflichtet, die verschärften flankie-
renden Massnahmen umzusetzen. 
Wie weit ist der Aargau gerüstet?

Der Kanton Aargau hat für die Bran-
chen ohne allgemeinverbindliche Ge-
samtarbeitsverträge relativ schnell und 
zielgerichtet reagiert und bereits im 
Februar 2005 eine Meldestelle und ein 
Inspektorat eingerichtet. Inzwischen 
sind neben einer Teamleiterin, eine 
Sachbearbeiterin und drei Inspekto-
ren tätig. Die Arbeitsmarktinspektoren 
haben im vergangenen Jahr 507 Kon-
trollen bei 963 Personen durchgeführt. 
Rund 10 Prozent der Meldepflichtigen 
wurden also überprüft - gesamtschwei-
zisch gesehen kein schlechter Wert. 

Und was haben diese Kontrollen 
ergeben? 

In 144 der 507 kontrollierten Betrie-
ben gab es Meldeverstösse, das heisst, 
Arbeitseinsätze ausländischer Firmen 
oder Stellenantritte von EU-Bürge-
rinnen und -Bürgern in aargauischen 
Betrieben wurden entweder nicht oder 
falsch gemeldet. Bei 65 Betrieben mit 
86 Personen wurden missbräuchliche 
Löhne registriert. Gesamhaft sind 26 
Verfahren für 43 Personen eingelei-
tet worden. Für 21 Personen mussten 
Lohnnachzahlungen eingefordert und 
in 136 Fällen Bussen wegen Melde-
verstössen ausgesprochen werden.

Nach dem Entsendegesetz haben 
die Paritätischen Kommissionen mit 
Arbeitsnehmer- und Arbeitgeberver-
tretern die Aufgabe, zu überprüfen, 
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8 500 Redaktionsmitglieder
Mitmachen ?
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Von Josef Beck 
Jornalist

Von Rita Schiavi 
Mitglied der Geschäftsleitung Unia

Die Gewerkschaften sind in den 
letzten 10-15 Jahren aktiver und 
kämpferischer geworden. Zusammen 
mit den Gewerkschaften wagen es die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
wieder, zu protestieren, auf die Stras-
se zu gehen und wenn nötig auch zu 
streiken, um Ungerechtigkeiten ab-
zuwenden und berechtigte Anliegen 
durchzusetzen. 

Wichtige Meilensteine der letzten 
Jahre waren der Streik in der Zentral-
wäscherein Basel und der Bauarbeiter-
streik zur Durchsetzung des Rentenal-
ters 60 auf dem Bau. In beiden Fällen 
waren die Anliegen der Arbeitnehme-
rInnen mehr als berechtigt und, was 
sehr wichtig ist, die Anliegen wurden 
von der Bevölkerung verstanden und 
unterstützt. 

Auch politisch haben sich die Ge-
werkschaften wieder vermehrt ein-
gesetzt. Mit dem in Rekordzeit ge-
sammelten Referendum gegen die 
11. AHV-Revision, das mit einer 2/3 
Mehrheit gewonnen werden konnte, 
haben die Gewerkschaften gezeigt, 
dass sie auch politisch ein ernst zu 
nehmender Faktor sind.

Heute stellen wir fest, dass die Ge-
werkschaften nicht nur bekannt sind, 
sondern auch hohe Glaubwürdigkeit 
in der Bevölkerung haben. Mit einer 
aktiven, kämpferischen Politik haben 
wir gezeigt, dass es sich lohnt, zusam-
menzustehen und für die berechtigten 
Anliegen der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer zu kämpfen.

ob bei den entsandten Arbeitnehmen-
den die Bestimmungen des für die 
entsprechende Branche geltenden 
GAV eingehalten werden. Wie sieht 
die Bilanz im Baugewerbe aus?

Nach einigen Startschwierigkei-
ten hat die Paritätische Kommission 
insgesamt 43 Betriebe mit 164 Per-
sonen überprüft. Zudem wurden vor-
sorglich bei sämtlichen Betrieben die 
Lohnunterlagen eingeholt. Bei rund 
einem Drittel der kontrollierten Be-
triebe wurden Lohnunterschreitungen 
festgestellt. Die Kontrolltätigkeit be-
schränkte sich allerdings bisher auf 
das Bauhauptgewerbe. Das wird sich 
in Zukunft ändern: Am 25. April konn-
te mit einiger Verspätung der Verein 
für Baustellenkontrollen der Paritäti-
schen Kommission gegründet werden. 
Für die operative Tätigkeit des Vereins 
ist in der Startphase ein Geschäftslei-
ter, ein Inspektor sowie eine halbe Ad-
ministrativstelle vorgesehen.

Wer bestimmt, welche Branchen 
kontrolliert werden müssen?

Letztlich das seco mit seinen Richt-
linien und den Leistungsvereinbarun-
gen mit den Kantonen. Ursprünglich 
war man davon ausgegangen, dass 
gesamtschweizerisch 150 Inspekto-
ren nötig sind. Mit der Leistungsver-
einbarung wird jedoch nicht mehr 
die Anzahl Inspektoren, sondern das 
Leistungsziel vorgegeben, was ich als 
sinnvoll erachte. Die bisherige Erfah-
rung zeigt, dass die Nachbearbeitung 
wesentlich mehr Aufwand verursacht 
als die eigentliche Kontrolle vor Ort. 
Aufgrund der Zahlen im vergangenen 
Jahr gehe ich davon aus, dass der Aar-
gau mit der bestehenden Organisation 
die vorgegebenen 1000 Kontrollen 
meistern kann.

Welchen Stellenwert misst Du per-
sönlich den flankierenden Massnah-
men bei?

Ich bin überzeugt, dass die flankie-
renden Massnahmen ein wirksames 

Mittel gegen Lohn- und Sozialdum-
ping sind. Wenn wir den ausländi-
schen Unternehmen klar machen, dass 
kontrolliert wird und ihnen bewusst 
wird, dass ihnen in schwerwiegenden 
Fällen untersagt werden kann, wäh-
rend einer gewissen Zeit ihre Dienste 
in der Schweiz anzubieten, dann wird 
die Zahl der Verstösse noch erheblich 
zurückgehen. Wir stehen erst am An-
fang. Die Personenfreizügigkeit gilt 
derzeit nur für die alten EU-Länder. 
Für die neuen Länder besteht eine 
Übergangsfrist bis 2009. Und in die-
ser Übergangsfrist gilt eine staatliche 
Lohnkontrolle. Erst danach tritt der 
freie Personenverkehr in Kraft. Es ist 
deshalb sehr wichtig, dass bis dann 

die Kontrollen möglichst flächende-
ckend durchgeführt werden, um einen 
Standard durchzusetzen. Dann ist die 
Gefahr gebannt. Diesen Standard ha-
ben wir zurzeit noch nicht erreicht. 
Was wir mit den flankierenden Mass-
nahmen sicher nicht ausschalten kön-
nen, sind kriminelle Elemente, die mit 
Schwarzarbeit und Scheinfirmen ihr 
Unwesen treiben. Aber das sind Ein-

zelfälle, die keine grosse Ausstrahlung 
haben.

Trotz allem bin ich fest überzeugt: 
Wegen der Personenfreizügigkeit wer-
den die Schweizer Arbeitnehmenden 
nicht in die Röhre gucken. Der Lohn-
druck wurde in den letzten Jahren von 
den Schweizer Unternehmen durch ihr 
knausriges Verhalten selbst erzeugt.
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